
Abhandlung 

dms – der moderne staat – Zeitschrift für Public Policy, Recht und Management, 11. Jg., Heft 2/2018, S. 479-498 
https://doi.org/10.3224/dms.v11i2.11 

Esteban Piñeiro, Martina Koch, Nathalie Pasche 

Von der Chancengleichheit zur managerialen 
Selbstmobilisierung 

Über die diskursive Adaption der „interkulturellen Öffnung“ im 
schweizerischen Verwaltungskontext  

 
 

Zusammenfassung 
Ende der 1990er Jahre gewinnt in der Schweiz das
integrationspolitische Reformkonzept der „Inter-
kulturellen Öffnung der Verwaltung“ an Bedeu-
tung. Damit soll zum einen der Zugang der auslän-
dischen Bevölkerung zu Dienstleistungen öffentli-
cher Einrichtungen verbessert, zum anderen der
chancengleiche Zugang zu Arbeitsstellen im staat-
lichen Sektor gewährleistet werden. Unsere genea-
logische Analyse des Verwaltungsdiskurses zeigt,
wie die institutionelle Logik der „Interkulturellen
Öffnung“ im Zeichen einer modernen Verwal-
tungsführung managerial adaptiert und in Verbin-
dung mit Diversity Management produktiv gewen-
det wird. Die „Interkulturelle Öffnung“ folgt nun
einem pragmatischen Effizienzdenken und einer
unternehmerischen Logik, um letztlich den Um-
gang mit einer ausländischen Kundschaft effektiver
und effizienter zu gestalten. Die integrationspoliti-
schen Ziele der Chancengleichheit und Antidiskri-
minierung geraten dabei in den Hintergrund. 
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 Abstract 
From equal opportunities to managerial self-
mobilization. On the discursive adaptation of 
“intercultural openness” in the Swiss 
administrative context 
At the end of the 1990s, the integration policy pro-
gramme of “intercultural opening of the admin-
istration” gained in importance in Switzerland.
This should improve the foreign population’s ac-
cess to public institutions and ensure equal access
to jobs in the state sector. Our genealogical analy-
sis of the administrative discourse shows how the
institutional logic of “intercultural opening” is 
managerially adapted in line with modern adminis-
trative management and productively applied in
connection with diversity management. The “inter-
cultural opening” now follows a pragmatic effi-
ciency approach and an entrepreneurial logic in or-
der to ultimately make dealing with a foreign clien-
tele more effective and efficient. The integration
policy objectives of equal opportunities and anti-
discrimination are being pushed into the back-
ground. 
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1 Einleitung 

Mit dem Erstarken des Integrationsdiskurses Ende der 1990er Jahre entwickelte die 
Schweizer Staatsverwaltung eine hohe Sensibilität für die von ihr selbst als solche 
konstruierte ethno-nationalstaatliche „Vielfalt der Bevölkerung“ (Bundesrat 2010, S. 
38; vgl. Piñeiro 2015; Ruedin/D’Amato; Wicker 2003; Piñeiro/Bopp/Kreis 2009). Im 
Zuge dessen begann sie, sich selbst als ein Aktionsfeld der Integration wahrzunehmen 
und entsprechende programmatische Positionen auszuformulieren (vgl. TAK 2009; 
Piñeiro/ Koch/Pasche 2014). Zunehmend an Bedeutung gewannen in diesem Zusam-
menhang aus Fachkreisen stammende Reformkonzepte, die eine „Interkulturelle Öff-
nung der Institutionen“ einforderten (Barwig/Hinz-Rommel 1995; vgl. Gaitanides 
2006; Efionayi-Mäder 2010; Handschuck/Schröer 2012 u.a.). Diese Konzepte, die ur-
sprünglich aus der Ausländerpädagogik respektive der Sozialen Arbeit stammen, zie-
len insgesamt auf einen verbesserten Zugang der ausländischen Bevölkerung zu Re-
geldiensten im Verwaltungs-, Sozial- und Gesundheitsbereich (vgl. Gaitanides 2006; 
Piñeiro/Koch/Pasche 2014). Im Mittelpunkt der gegenwärtigen Debatte steht denn 
auch die Frage, wie die Verwaltung ihre Leistungen so ausrichten könnte, dass alle 
Bevölkerungsgruppen ungeachtet ihrer „ethnisch-kulturellen Zugehörigkeit“ gleich-
ermaßen Zugang dazu haben (Eppenstein/Kiesel 2008, S. 54; vgl. Handschuck/Schröer 
2012).  

In der Schweiz wurde eine „Interkulturelle Öffnung“ von staatlicher Seite propa-
giert und auch auf den Bereich öffentlicher Verwaltungen bezogen (Prodolliet 2005; 
vgl. EKA 2005a; TAK 2009, S. 13ff.; EKM 2011). Der Bundesrat forderte öffentliche 
Verwaltungen explizit dazu auf, „bei der Öffnung voran zu gehen“ (Bundesrat 2010, S. 
34), insbesondere jene Abteilungen und Frontline-Mitarbeitende, die sich durch einen 
ausgeprägten persönlichen Kontakt zu ihren „Kundinnen und Kunden“ auszeichnen. 
Angestrebt wird zudem, vermehrt Mitarbeitende „mit direktem Migrationshintergrund“ 
(TAK 2009, S. 14) zu rekrutieren. Der chancengleiche Zugang zu Arbeitsstellen oder 
Positionen im staatlichen (und nichtstaatlichen) Sektor soll letztlich dazu führen, dass 
sich die Bevölkerungsvielfalt in der personellen Zusammensetzung der Verwaltungs-
dienste widerspiegelt (vgl. EKA 2005a, S. 6). 

Forschungsstand und Fragestellungen 

Aus Sicht der staatlichen Verwaltung lässt sich die „Interkulturelle Öffnung“ als in der 
Verwaltungsumwelt verankerter Erwartungszusammenhang begreifen (vgl. Pache/ 
Santos 2011, S. 10). Der neoinstitutionalistischen Organisationssoziologie (vgl. Kapitel 
3) zufolge müssen sich Organisationen aus legitimatorischen Gründen an ihre Umwelt 
adaptieren, weil sie auf soziale Akzeptanz und Glaubwürdigkeit angewiesen sind (vgl. 
Meyer/Rowan 1977; Scott 2008, S. 50ff.). Erwartungen aus der Organisationsumwelt 
können bestimmte Wahrnehmungen, Denk- und Verhaltensweisen oder Organisations-
prozesse ermöglichen wie auch begrenzen. Sie bieten Regeln und Handlungsempfehlun-
gen, normative Orientierungen oder Ziele (Hasse/Krücken 2013, S. 237), die aber mit 
bereits bestehenden Arbeitsrichtlinien oder Handlungsorientierungen kollidieren können. 
Auch wenn die „Interkulturelle Öffnung“ im deutschsprachigen fachwissenschaftlichen 
Diskurs mittlerweile weite Verbreitung fand, so fehlen im Bereich der öffentlichen Ver-
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waltung bislang wissenschaftlich fundierte empirische Untersuchungen zur Frage, wie 
die interkulturelle Öffnungsprogrammatik Eingang in den organisationalen Verwal-
tungskontext fand und mit Blick auf behördliche Strukturen oder Arbeitsprozesse 
adaptiert respektive transformiert werden sollte (vgl. zu den wenigen Ausnahmen et-
wa Von Papen Robredo 2017, die das Programm der „Interkulturellen Öffnung“ im 
Hinblick auf die Freie Wohlfahrtspflege in Deutschland untersuchte). Diese For-
schungslücke gilt insbesondere für die Schweiz (vgl. Piñeiro/Koch/Pasche 2017; Da-
hinden/Bischoff 2010; TAK 2009). Die vorliegende Literatur ist insgesamt program-
matischer Art, stark praxisorientiert und in fachlicher Hinsicht auf konkrete Anwen-
dungsfragen ausgerichtet, weshalb sie häufig Auftrags- oder Empfehlungscharakter 
hat (vgl. Kapitel 2). 

Im Rahmen eines vom Schweizerischen Nationalfonds geförderten Forschungspro-
jektes1 untersuchten wir den Schweizer Verwaltungsdiskurs zur „Interkulturellen Öff-
nung“ und zwar auf drei unterschiedlichen Ebenen, nämlich der Bundesverwaltung 
sowie kantonaler und kommunal-städtischer Verwaltungen. Abteilungen der Sozial-
verwaltung wie die Sozialhilfe, Jugend- oder Migrationsämter sowie Einrichtungen der 
Justiz (Gerichte) und Polizei interagieren häufig direkt mit der Bevölkerung (vgl. hier-
zu das Konzept der Street-Level Bureaucracies von Lipsky 1980; vgl. für einen Über-
blick Hupe/Hill/Buffat 2016). Sie erbringen Zuwendungen oder Dienstleistungen (Leis-
tungsverwaltung), können aber auch über besondere Eingriffsrechte verfügen und 
rechtsstaatliche Ansprüche mit Zwang durchsetzen (vgl. Häfelin/Müller/Uhlmann 2016). 
Im Zentrum unseres Interesses stand erstens die Frage, wie sich die „Interkulturelle 
Öffnung“ gemäß den analysierten Dokumenten auf den jeweiligen Kernauftrag und be-
stehende Zielsetzungen, auf den Arbeitskontext, Regeln und Arbeitsabläufe öffentli-
cher Dienste und Behörden auswirken soll. In der Bezugnahme auf die „Interkulturelle 
Öffnung“ spiegeln sich Umwelterwartungen, die sich auf die Gestaltung von Struktu-
ren und beruflichen Arbeitsprozessen von Verwaltungsorganisationen beziehen. Solche 
Empfehlungen oder konkrete Forderungen (Präskriptionen) lassen sich im Anschluss 
an den organisationssoziologischen Neoinstitutionalismus theoretisch als institutionelle 
Logiken fassen (Friedland/Alford 1991; Thornton/Ocasio 2008). An das Konzept des 
„institutional work“ (Lawrence/Suddaby 2006) anschließend interessierten wir uns 
zweitens für die Einbindung oder Übersetzung konzeptioneller Elemente einer „Inter-
kulturellen Öffnung“ in den organisationalen Verwaltungskontext. Dabei gingen wir 
der Frage nach, wie die öffentliche Verwaltung auf die mit einer „Interkulturellen Öff-
nung“ allfällig einhergehenden divergenten oder widersprüchlichen institutionellen 
Umwelterwartungen reagiert. 

Aufbau 

Das gleich anschließende 2. Kapitel führt die beiden forschungsleitenden Theoriekon-
zepte der „institutional logics“ und des „institutional work“ aus. Danach folgen Aus-
führungen zum diskursanalytischen Forschungsdesign (Kapitel 3). Kapitel 3 widmet 
sich zunächst der Fachdebatte und dem spezifischen Schweizer Verwaltungsdiskurs zur 
„Interkulturellen Öffnung“, die einen wesentlichen Beitrag zur Institutionalisierung der 
integrationspolitischen Öffnungsprogrammatik leisteten. In Kapitel 5 präsentieren wir 
dann die zentralen Ergebnisse der Diskursanalyse. Den Abschluss bildet Kapitel 6 mit 
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einem Resümee und einer Einordnung der Ergebnisse in den Forschungskontext sowie 
einem Ausblick auf weiterführende Fragestellungen.    

2 Perspektive der neoinstitutionellen Organisationssoziologie  

In einer „institutional logic perspective“ (Thornton/Ocasio 2008) verfügen institutio-
nelle Ordnungen über materielle Praktiken sowie über symbolische Konstruktionen, 
„which constitutes its organizing principles and which is available to organizations and 
individuals to elaborate“ (Friedland/Alford 1991, S. 248). Institutionelle Logiken be-
einflussen Organisationen zum einen im Sinne von Guidelines („prescriptions“) – dann 
etwa, wenn Organisationen sich einer bestimmten institutionellen Logik verpflichtet 
fühlen –, und zum anderen als Anforderungen („demands“), wenn bspw. mächtige Ak-
teure wie der Staat Organisationen bestimmte Logiken auferlegen (Schildt/Perkmann 
2016, 2). Institutionelle Logiken können folglich definiert werden als „socially con-
structed historical patterns of material practices, assumptions, values, beliefs, and rules 
by which individuals produce and reproduce their material subsistence, organize time 
and space, and provide meaning to their social reality“ (Thornton/Ocasio 1999, S. 804; 
vgl. Schildt/Perkmann 2016; Hasse/Krücken 2013, S. 237). Demnach bieten sie Regeln 
oder definieren Anforderungen, wie in bestimmen sozialen Situationen gehandelt wer-
den sollte und wie bestimmte Situationen oder Herausforderungen im Arbeitsalltag in-
terpretiert werden können (Greenwood et al. 2011, S. 318; Kraatz/Block 2008, S. 243). 
Institutionelle Logiken können formaler Natur wie auch informaler Art sein. So unter-
scheidet Scott (2008, S. 50ff.) zwischen regulativen (Gesetze, Regeln, Verträge), nor-
mativen (Normen, Werte oder fachliche Standards) und kulturell-kognitiven (Denkwei-
sen im Sinne von shared beliefs and meaning systems) Institutionen. 

Verwaltungsorganisationen sind häufig mit heterogenen, ambivalenten und z.T. 
auch widersprüchlichen oder konkurrierenden Erwartungen konfrontiert, so etwa mit 
rechtlich-politischen Rahmenbedingungen, fachlich-normativen oder bürokratisch-ad-
ministrativen Anforderungen sowie mit betriebswirtschaftlichen Zwängen (vgl. Kraatz/ 
Block 2008; Schildt/Perkmann 2016). Insofern die „Interkulturelle Öffnung der Verwal-
tung“ Richtlinien oder Regeln für das Handeln, für Interaktionen oder Interpretationen 
im Organisationsalltag bieten soll, können diese aber im Widerspruch zu anderen insti-
tutionellen Logiken stehen. So könnte eine Öffnungsprogrammatik mit bestehenden 
ökonomischen Rahmenbedingungen (z.B. erhöhte Nachfrage nach Dienstleistungen), 
Grundsätzen der Rekrutierung (z.B. Voraussetzung der Schweizer Staatsbürgerschaft 
bei bestimmten Behörden wie der Polizei) oder mit bürokratischen Verwaltungsprinzi-
pien (z.B. Sprechen mehrerer Landessprachen) in Konflikt geraten (vgl. hierzu Piñeiro 
2011; Pasche/Piñeiro/Koch 2014). Das Auftreten unterschiedlicher Logiken, von „plu-
ralistic demands” (Kraatz/Block 2008, S. 243), wurde in einer Vielzahl empirischer Stu-
dien untersucht, u.a. auch im Bereich der öffentlichen Verwaltung (vgl. den Überblick 
bei Greenwood et al. 2010, S. 325ff.; exemplarisch auch Pache/Santons 2011). Für sol-
che Konstellationen divergierender Logiken wurden die neoinstitutionalistischen Begrif-
fe der „multiple institutional logics“ (Kraatz/Block 2008) oder der „institutional com-
plexity“ geprägt (Greenwood et al. 2011). Der Grad oder die Qualität der Inkompatibili-
tät institutioneller Logiken („contested“, „conflicting“, „competing“) bzw. „their con-
trasting implications“ können jeweils stark variieren (vgl. Greenwood et al. 2011, S. 
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332). Organisationen sind also nicht einfach passive Rezipientinnen institutionalisierter 
Anforderungen, sondern interpretieren und übersetzen diese „pattern[s] of institutional 
complexity“ (Greenwood et. al. 2011, S. 318). Das Befolgen wie auch die Distanzierung 
gegenüber Vorgaben sind grundsätzlich möglich (vgl. Hasse/Krücken 1999, 67). 

In der neoinstitutionalistischen Organisationssoziologie werden hierzu unterschied-
liche Strategien beschrieben, die sich im Sinne einer Heuristik auch diskursanalytisch 
fruchtbar machen lassen. Erwartungen oder Vorgaben aus der Umwelt können befolgt, 
aber auch ignoriert oder modifiziert werden (vgl. Meyer/Rowan 1977). So zeigt etwa 
Krücken (2003), dass Universitäten zwar mit sehr heterogenen Erwartungen aus ihrer 
Umwelt konfrontiert sind, deren Bewältigung muss aber keineswegs zu substantiellen 
Veränderungen führen. Anpassungen können auch „without risking too much instituti-
onal change“ vorgenommen werden (a.a.O., S. 332). Organisationen sind in der Lage, 
unterschiedliche Forderungen zu interpretieren, zu übersetzen, zu transformieren und 
zu integrieren (vgl. Kraatz/Block 2008, S. 244f.; Greenwood et al. 2011, S. 348f.). In 
diesem Zusammenhang knüpften wir an das 2006 von Lawrence/Suddaby  maßgeblich 
geprägte Konzept des „institutional work“ an. Hiernach übernehmen (Verwaltungs-) 
Organisationen institutionalisierte Anforderungen nicht telquel, sondern gehen damit 
kreativ und produktiv um. Bereits Meyer/Rowan (1977) rekonstruieren in ihrem klassi-
schen neoinstitutionalistischen Beitrag Formen des Widerstandes gegen Erwartungen 
der institutionellen Umwelt wie das zynische Hinnehmen von Widersprüchen oder 
Formen der Entkopplung zwischen der Aktivitäts- und Formalstruktur. Um eigene Vor-
teile herauszuschlagen, können Organisationen auch auf institutionelle Ordnungen stra-
tegisch zugreifen, wie Friedland/Alford (1991, S. 251ff.) zeigen. Sie mobilisieren, ma-
nipulieren, verteidigen, bekämpfen, reinterpretieren oder transformieren institutionelle 
Logiken zu ihrem eigenen Vorteil. Kraatz/Block (2008, S. 249ff.) wiederum arbeiten 
vier grundsätzliche Strategien heraus, über die Organisationen verfügen, um mit insti-
tutioneller Komplexität umzugehen: Sie können einzelne institutionelle Logiken mar-
ginalisieren oder eliminieren (vgl. dazu auch Oliver 1991), widerstreitende Anforde-
rungen mittels kooperationsfördernder Bemühungen ausbalancieren (vgl. dazu auch 
Reay/Hinings 2009), dann auch externe Anforderungen abwehren, oder Zuständigkei-
ten für unterschiedliche institutionelle Ansprüche von außen organisationsintern (zwi-
schen unterschiedlichen Abteilungen etwa) aufteilen. In unserer empirischen For-
schung konnten wir solche ,strategischen Manöver‘ auf Ebene des Verwaltungsdiskur-
ses zur „Interkulturellen Öffnung” identifizieren (siehe Kapitel 5).  

3 Forschungsdesign 

Gegenstand unserer diskurstheoretisch informierten Analyse ist der Verwaltungsdis-
kurs zur „Interkulturellen Öffnung der Verwaltung“, die wir theoretisch als institutio-
nelle Logik konzipieren. Auf den Institutionalisierungsprozess der „Interkulturellen 
Öffnung der Verwaltung“ und auf die mit dieser institutionellen Logik verfolgten Ziel-
setzungen gehen wir in Kapitel 4 und im ersten Absatz von Kapitel 5 („Pragmatischer 
Zuschnitt“) ein. Im Sinne eines „institutional work“ interessierte insbesondere die 
Übersetzung bzw. Adaptation der Öffnungsprogrammatik in den Kontext der öffentli-
chen Verwaltung. Dieser Analyse widmet sich Kapitel 5. In methodologisch-methodi-
scher Hinsicht orientiert sich unser diskursanalytisches Vorgehen an dem von Foucault 
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geprägten Forschungsansatz der Genealogie (vgl. Foucault 1989, S. 19; Foucault 2006, 
S. 174ff.; vgl. zu einer weiteren Konkretisierung Maasen 1998; Piñeiro 2015). In den 
Mittelpunkt des Interesses rückte die Rekonstruktion der uneinheitlichen Herkunfts- 
und Entwicklungsgeschichte der von uns fokussierten interkulturellen Öffnungspro-
grammatik innerhalb des Verwaltungskontextes (vgl. Foucault 1989). Besondere Auf-
merksamkeit galt dabei den konzeptionellen Ausprägungen, Verschiebungen oder 
Transformationen der von uns untersuchten politischen Programmatik in ihrer diskur-
siven „Operativität“ (Wrana 2012, S. 196; vgl. auch Diaz-Bohne 2006). In diesem Zu-
sammenhang analysierten wir Problematisierungsweisen und vorgeschlagene Maß-
nahmen zu deren Bearbeitung oder Lösung, weiter auch die Konstruktion von zentralen 
Akteuren, Adressatinnen und Adressaten. 

Als Materialgrundlage dienten uns amtliche, öffentlich zugängliche Dokumente, 
die auf Internetseiten der Verwaltungen auf Ebene des Bundes, der Kantone und einer 
Stadt (Kommune)2 verfügbar waren und den behördlichen Umgang mit einer migrati-
onsbezogenen „vielfältigen Bevölkerung“ mit Bezug zur „Interkulturellen Öffnung der 
Verwaltung“ diskutieren. Es handelt sich dabei um einschlägige Dokumente, die sich 
explizit im Kontext der offiziellen Integrationspolitik verorten. Allerdings fanden sich 
mit wenigen Ausnahmen keine Verwaltungsdokumente, die sich ausschließlich mit der 
„Interkulturellen Öffnung“ befassten. Die Öffnungsprogrammatik fand sich häufig als 
eine (unter mehreren) wichtigen Maßnahmen oder Aspekten der Integrationspolitik. 

Es wurden verschiedene Dokumenttypen berücksichtigt, so etwa Integrationsleit-
bilder, strategische Politikpläne und Positionspapiere, Berichte, Verordnungen, Emp-
fehlungen, Maßnahmenpläne zur Integrationspolitik etc. Diese stammen von unter-
schiedlichen Ämtern, die in ebenso unterschiedlichen Departementen und Ressorts an-
gesiedelt sind (Eidgenössisches Justiz- und Polizeidepartement; Bundesamt für Migra-
tion; Eidgenössische Kommission für Ausländerfragen EKA/Eidgenössische Kommis-
sion für Migrationsfragen EKM; Tripartite Agglomerationskonferenz etc.3), die aber 
letztlich im Rahmen der Integrationspolitik aktiv sind. Alle Behörden sind der politi-
schen Exekutive zuzuordnen. Es handelt sich dabei also um Bundes-, Kantons- oder 
Stadtregierungen, auf integrationspolitische Fragen spezialisierte Fachbehörden der öf-
fentlichen Verwaltung, um ressortübergreifende Fachkommissionen wie auch Vernet-
zungs- und Entwicklungsgremien.  

In einem ersten Schritt identifizierten wir eine Vielzahl von Dokumenten mittels 
einer Schlagwortrecherche (interkulturelle Öffnung, Integrationspolitik, Diversity 
etc.), wobei wir bei den einschlägigen, mit integrationspolitischen Aufgaben betrauten 
Departementen und Ämtern respektive auf deren Homepage ansetzten. In einem zwei-
ten Schritt wurden 18 Schlüsseldokumente (der Bundesverwaltung, einer Kantons-
verwaltung und einer Stadtverwaltung) ausgewählt, die wesentliche, d.h. ausführliche 
und dichte Aussagen und Positionierungen zur „Interkulturellen Öffnung“ beinhalte-
ten. Diese wurden einer vertieften Feinanalyse unterzogen. Dabei verfuhren wir zirku-
lär-rekonstruierend (abduktiv), Zwischenresultate laufend korrigierend (fitting-Pro-
zess) und von einer Materialbasis und einem Zwischenergebnis ausgehend auf weitere 
Materialien und Erkenntnisse schließend (vgl. Foucault 1992, S. 31 und 35; Diaz-
Bone 2006, S. 76f.). Die analysierten Dokumente stammen aus dem Zeitraum von 
1999 bis 2014, in dem sich ‒ integrationspolitisch motiviert ‒ Publikationen mit Be-
zug auf die „Interkulturelle Öffnung“ häufen. In solchen Dokumenten bildet sich eine 
bedeutende programmatische Dimension des Verwaltungsgeschehens ab, vollzieht 
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sich Handeln im öffentlichen Sektor doch immer als rechtsstaatliche Aufgabenerfül-
lung, die in Form von Verwaltungsgrundsätzen, behördlichen Regelungen oder Emp-
fehlungen kodifiziert wird (vgl. Häfelin/Müller/Uhlmann 2016). Programmatische Po-
sitionspapiere bilden einen wesentlichen Bestandteil der Verwaltungswirklichkeit, die 
sich im Falle der diskursanalytisch perspektivierten „Interkulturellen Öffnung der 
Verwaltung“ als diskursive Praxis (programmatischen Zuschnitts) zeigt (vgl. Foucault 
2006). 

4 Institutionalisierung der „Interkulturellen Öffnung“ 

Fachdebatte der „Interkulturellen Öffnung“ 

Das Konzept der „Interkulturellen Öffnung“ geht auf eine Infragestellung der soge-
nannten Ausländerpädagogik der 1980er Jahre zurück. Im Kern richtete sich diese auf 
die vorherrschende defizitäre Wahrnehmung von Ausländerinnen und Ausländern und 
auf die damals angestrebte Schaffung spezialisierter Einrichtungen, die sich mit ihrem 
Beratungs- und Hilfsangebot an die ausländische Bevölkerung richteten (vgl. Hand-
schuck/Schröer 2012, S. 29ff.). Nestmann/Tiedt (1988, S. 135) monierten, dass eine 
solche „Sonderversorgung“ zu sozialer oder gesellschaftlicher Ausgrenzung führe. 
Problematisiert wurde auch die schlechtere ökonomische Ausstattung von solchen Pa-
rallelinstitutionen gegenüber Regelangeboten der öffentlichen Hand, was Gaitanides 
(2006, S. 223) zufolge letztlich auf eine Unterversorgung von Migrantinnen und Mig-
ranten hinauslaufe. Die vielschichtige Kritik mündete in der Forderung nach größerer 
Flexibilität der bestehenden Institutionen und Regelstrukturen (vgl. Mayer/Vander-
heiden 2014, S. 33). Öffentliche und private Regeldienste im Verwaltungs-, Sozial- 
oder Gesundheitsbereich sollten allen Bürgerinnen und Bürgern offenstehen, so auch 
Migrantinnen und Migranten. Integration, so Hinz-Rommel (1995, S. 13), meine eben 
„auch die Integration in die soziale Versorgung“. Ursprünglich von Gaitanides (1993) 
und von Barwig/Hinz-Rommel (1995) ausgearbeitet, findet sich im deutschsprachigen 
Raum inzwischen eine beachtliche Fachdebatte zu dieser Thematik (vgl. Gaitanides 
2006; Eppenstein/Kiesel 2008; Efionayi-Mäder 2010; Handschuck/Schröer 2012 u.a.). 
Thematisiert werden Zugangsbarrieren und Akzeptanzprobleme von Zugewanderten, 
Maßnahmen einer umfassenden interkulturellen Sensibilisierung von Mitarbeitenden 
(interkulturelle Kompetenz, Rekrutierung von Mitarbeitenden mit Migrationshinter-
grund), Ansätze einer verbesserten Kommunikation (Dolmetscherdienste, Informatio-
nen in unterschiedlichen Sprachen); vorgeschlagen werden organisationale Anpassun-
gen (muttersprachliche Angebote, verlängerte Öffnungszeiten) und Strategien der An-
tidiskriminierung etc. (vgl. Handschuck/Schröer 2012, S. 59ff.). 

„Interkulturelle Öffnung“ im Schweizer Verwaltungsdiskurs 

Die aus der interkulturellen Pädagogik und aus der Sozialen Arbeit stammende Fach-
debatte zur „Interkulturellen Öffnung“ fand Eingang in den staatlichen Verwaltungs-
kontext, woraus sich in der Schweiz inzwischen ein eigentlicher Verwaltungsdiskurs 
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zur „Interkulturellen Öffnung der Verwaltung“ entwickelte (vgl. EKA 2005a; TAK 
2009, S. 13ff.; EKM 2011; Bundesrat 2010, S. 34). Der Bund geht in verschiedenen 
Positionspapieren darauf ein, die Kantone greifen sie in integrationspolitischen Kon-
zepten auf. Als integrationspolitische Programmatik findet die „Interkulturelle Öffnung 
der Verwaltung“ erstmals im Basler Integrationsleitbild von 1999 ausdrücklich Erwäh-
nung. Im Zuge der erstarkenden Schweizer Integrationspolitik gewinnt sie dann zu-
nehmend auch auf nationaler Ebene an Bedeutung (vgl. EKA 2005a; Prodolliet 2005; 
TAK 2007 und 2009). Um das fachliche Profil einer interkulturellen Öffnung der Insti-
tutionen zu schärfen, gibt die damalige Eidgenössische Kommission für Ausländerfra-
gen (EKA)4 zwei Studien in Auftrag. Während sich die Untersuchung des Schweizeri-
schen Roten Kreuzes auf den Bereich der zivilgesellschaftlichen Organisationen kon-
zentriert (SRK 2004), richtet sich die Studie von PriceWaterhouseCoopers (PWC 2003) 
auf Behörden und Dienste der staatlichen Verwaltung. Gegen Ende der 2000er Jahre ist 
die „Interkulturelle Öffnung“ integraler Teil der breit gefächerten Förderungspolitik 
des Bundes (vgl. Bundesrat 2010, S. 2). Sie diffundiert in die integrationspolitischen 
Schwerpunktprogramme, mit denen der Staat eine gesamtgesellschaftliche Dimension 
der Integration bearbeiten will (vgl. EKA 1999, S. 11; vgl. BBl 2002; EKM 2011; EKA 
1996). Explizit dokumentiert sich die Öffnungsprogrammatik in den Bemühungen, op-
timale „Rahmenbedingungen für die Chancengleichheit und die Teilhabe der ausländi-
schen Bevölkerung am öffentlichen Leben“ herzustellen (Art. 53 Abs. 2 AuG; vgl. 
Bundesrat 2010, S. 21; BFM 2006, 8; Prodolliet 2010, S. 23). Denn Integration könne 
nur gelingen, wenn Ausländerinnen und Ausländer „echte und effektive Möglichkei-
ten“ erhielten (BBl 2002, S. 3797). Von der Schweizer Bevölkerung wird „Offenheit“ 
erwartet (Art. 4 Abs. 3 AuG); hiesige Institutionen wiederum sollen dazu befähigt wer-
den,  

„mit den spezifischen Bedürfnissen und Verpflichtungen der ausländischen Bevölkerung umge-
hen zu können. Dies kann beispielsweise eine Schule mit einer grossen Zahl anderssprachiger 
Kinder betreffen oder eine regionale Arbeitsvermittlungsstelle, welche Arbeitslose ausländischer 
Herkunft betreut, oder ein Spital, welches zu seinen Patienten Personen ausländischer Herkunft 
zählt“ (BFM 2006, S. 9f.).  
 

Diesbezüglich hält Art. 2 Abs. 3 der Integrationsverordnung (VIntA) fest, dass Integra-
tion in erster Linie über die Regelstrukturen erfolgen soll, namentlich über Schule und 
Berufsbildung, Arbeitswelt sowie Institutionen der sozialen Sicherheit und des Ge-
sundheitswesens. Nur im Sinne einer ergänzenden Unterstützung seien Sondermaß-
nahmen für Ausländerinnen und Ausländer vorzusehen (vgl. BFM 2010b; BFM 2006, 
S. 7), so etwa spezielle Sprachförderung, Beratung oder Information (vgl. Bundesrat 
2010, S. 2). Um Offenheit und institutionelle Öffnung zu fördern, will der Bund die 
Entwicklung der gesellschaftlichen Strukturen sehr breit beeinflussen (EKM 2010a, S. 
9). Er verfolgt die aufenthaltsrechtliche Besserstellung der rechtmäßig anwesenden 
Ausländerinnen und Ausländer (vgl. BFM 2008, S. 3; dazu auch Piguet 2006, S. 168 
und Wicker 2003, S. 48) und fördert Bestrebungen, die das gegenseitige Verständnis 
zwischen der schweizerischen und der ausländischen Bevölkerung sowie das Zusam-
menleben erleichtern (Art. 53 Abs. 3 AuG). Die Beseitigung von Ängsten und Vorur-
teilen (vgl. Bundesrat 2010, S. 21; vgl. BFM 2010a) wie auch von Benachteiligungen 
beim chancengleichen Zugang zum wirtschaftlichen, sozialen und kulturellen Leben 
(vgl. BFM 2008, S. 3) spielen dabei eine wichtige Rolle. Integrationsförderung muss 
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daher „zwingend mit einer Politik gegen Diskriminierungen einhergehen“ (Bundesrat 
2010, S. 36; vgl. EKA 2005a, S. 6).  

5 „Interkulturelle Öffnung“ im Zeichen des institutional work 

In diesem Kapitel wird die „interkulturelle Öffnung“ hinsichtlich der diskursiven Stra-
tegien eines managerial informierten institutional work analysiert. Herausgearbeitet 
wird, wie die institutionelle Logik der „Interkulturellen Öffnung“ im Zeichen von Diver-
sity und New Public Management produktiv gewendet wird, um letztlich Verwaltungs-
prozesse zu optimieren. 

Pragmatischer Zuschnitt 

Mit einer „Verwaltung für alle“ (Prodolliet 2005) rücken zwei zentrale Zielsetzungen 
in den Vordergrund: Erstens soll der Staat für eine gleichmäßige Versorgung der Be-
völkerung mit öffentlichen Dienstleistungen sorgen (vgl. EKA 2005a; TAK 2009). 
Zweitens will die staatliche Verwaltung den chancengleichen Zugang ausländischer 
Staatsangehöriger zu Stellen und Positionen sowie die Gleichbehandlung von Bewer-
bungsdossiers gewährleisten; bei Ausschreibungen von Stellen sollen ausländische 
Staatsangehörige explizit angesprochen werden (vgl. EKA 2005a, 6; Prodolliet 2005). 
Das integrationspolitische Chancengleichheits- und Gleichbehandlungspostulat wird in 
diesem Zusammenhang allerdings nur selten erwähnt und die Öffnungsprogrammatik 
kaum auf Ideale oder Zielsetzungen der sozialen Gerechtigkeit oder gleichberechtigten 
Teilhabe bezogen. Es geht vielmehr darum, ganz konkrete Kontaktsituationen mit einer 
vielfältigen Bevölkerung und Herausforderungen mit einer „schwierigen“ Kundschaft 
„gewinnbringend“ anzugehen (EKM 2011). Thematisiert werden pragmatisch zu meis-
ternde Situationen im Verwaltungsalltag, insbesondere Herausforderungen der Verstän-
digung, denn der Kommunikation kommt für den gleichwertigen Zugang zu Dienst-
leistungen eine Schlüsselrolle zu:  

„Ob am Schalter, im Rahmen eines Verwaltungsverfahrens oder bei allgemeinen Informationen 
der Stadtverwaltung: Bisweilen stösst die Kommunikation an ihre Grenzen, und Dienstleistungen 
der Stadt können nicht von allen Menschen gleichermassen genutzt werden“ (anonymisiertes 
Verwaltungsdokument)5. 
 

Kommunikative Probleme entstehen aber auch, wenn Zugewanderten die Kompeten-
zen im Umgang mit der Verwaltung fehlen (vgl. PWC 2003, S. 13), etwa sprachliche 
Kapazitäten oder ein interkulturelles Verständnis, Informationen über die Anforderun-
gen und Vorgänge der Verwaltung oder wenn der formelle Status (z.B. Sans Papiers) 
oder Vorurteile gegenüber der Verwaltung die Beanspruchung öffentlicher Leistungen 
beeinträchtigen. Diese diskursive Verschiebung von Postulaten zu Chancengleichheit 
und zum Abbau von Zugangsbarrieren hin zu pragmatischer Nutzbarmachung der „In-
terkulturellen Öffnung“ und „interkulturellen Kompetenzen“ für alltägliche Herausfor-
derungen von Verwaltungsangestellten im Umgang mit der „vielfältigen Bevölkerung“ 
erweisen sich in neoinstitutionalistischer Lesart als Ergebnis von institutional work. 
Die Verwaltung integriert zwar die durch die organisationale Umwelt an sie herange-
tragene Forderung nach einer „Interkulturellen Öffnung“, modifiziert aber die instituti-



488 Esteban Piñeiro, Martina Koch, Nathalie Pasche 

onelle Logik gemäß ihren eigenen Bedürfnissen und diskursiviert sie als Lösungsstra-
tegie für konkrete Herausforderungen des Verwaltungsvollzugs. Dabei kommen unter-
schiedliche Strategien des institutional work zum Tragen, auf die im Folgenden näher 
eingegangen wird. 

Kundenvielfalt bewältigen 

Im Rahmen seiner interkulturellen Öffnungsprogrammatik nimmt der Staat Auslände-
rinnen und Ausländer primär einmal als vielfältige Kundschaft wahr, auf deren spezifi-
sche oder zusätzliche Bedürfnisse er seine Leistungen und Aktivitäten ausrichten muss 
(vgl. TAK 2009, S. 17; SRK 2004, S. 13). Er rationalisiert Zugewanderte als Benutze-
rinnen und Benutzer öffentlicher Dienste (vgl. Villeneuve 2013, S. 387f.): Die „Inter-
kulturelle Öffnung“ fordert eine hohe „Qualität im Kundenkontakt“ (PWC 2003, S. 7; 
Herv. i.O.), die „Bewältigung von Kundenvielfalt“ (a.a.O., S. 17; Herv. i.O.) sowie 
Sensibilität, Toleranz und Flexibilität gegenüber unterschiedlichen Lebensmodellen, 
Sprachen oder Bedürfnissen. Will die Verwaltung trotz der bestehenden Heterogenität 
ein „gleichmässiges Qualitätsergebnis“ (anonymisiertes Verwaltungsdokument) für al-
le erzielen, so muss sie ihre Aufgabenerfüllung der gesellschaftlichen Realität anpas-
sen. Das „Management [einer] ausländische[n] Kundschaft“ gestaltet sich je nach Kun-
dengruppe (Asylsuchende, gut qualifizierte ausländische Personen, Personen mit C-
Bewilligung etc.), Dienststelle oder Dienstleistung (hoheitliche Dienste der Zwangs-
verwaltung, freiwillig abrufbare Dienste der Dienstleistungsverwaltung) unterschied-
lich (vgl. a.a.O., S. 112ff.). Die „Interkulturelle Öffnung“ richtet das Verwaltungshan-
deln und die Aufgabenerfüllung, die Leistungsfähigkeit und Qualität der Verwaltungs-
leistungen an der Kundenzufriedenheit aus (vgl. Lienhard u.a. 2005, S. 10). Wir treffen 
auf eine „Vorstellung des Staates als Dienstleister“ (Schedler/Proeller 2006, S. 62; 
Herv. i.O.; vgl. Lienhard u.a. 2005). Mit der ersten Zielsetzung der „Interkulturellen 
Öffnung“ der Verwaltung, der besseren Zugänglichkeit für eine vielfältige Bevölkerung, 
verbindet sich ein ausgeprägtes Kunden- und Dienstleistungsbewusstsein, das Teil ei-
ner modernen Verwaltungsführung ist (vgl. Lienhard u.a. 2005; Schedler/Proeller 
2006; Ritz/Sinelli/Neumann 2016):  

„Staat und Verwaltung standen in den letzten Jahren unter wachsendem Veränderungsdruck und 
haben in vielen Bereichen einen Modernisierungsschub erfahren. Im Zentrum stand dabei die 
Einführung von New Public-Managementkonzepten („Wirkungsorientierte Verwaltungsführung“ 
etc.), die das Ziel verfolgen, staatliche Aufgaben wirksamer und zugleich günstiger zu erbringen. 
Die Aufgabenerfüllung hat sich stärker an den Bedürfnissen der Bevölkerung zu orientieren. Da-
von sollen grundsätzlich auch Migrantinnen und Migranten profitieren können“ (TAK 2009, S. 
13). 
 

Unter dem Stichwort New Public Management (NPM) oder Wirkungsorientierte Ver-
waltungsführung (WOV) wurden auch in der Schweiz seit den 1990er Jahren Ansätze 
einer managerialen Verwaltungsführung vorangetrieben, die sich – wie unsere Analyse 
zeigt – mit der „Interkulturellen Öffnung der Verwaltung“ eng verzahnen (vgl. EKA 
2005a, S. 3; PWC 2003, S. 6). Der neue „Unternehmergeist“ lässt „ehemalige Funktio-
näre“ zu „Public Managern“ werden und will „auf effiziente und effektive Weise öf-
fentliche Leistungen von Qualität für die Bürger“ erbringen (Chappelet 2013, S. 319f.). 
Die Kundenorientierung steht für eine „Öffnung der Verwaltung gegenüber den Anlie-
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gen der Bürgerinnen und Bürger“ (Schedler/Proeller 2006, S. 67). Der Kreis der Kun-
dinnen und Kunden ist aber umfassender angelegt als jener der Staatsbürgerinnen und -
bürger. Denn der „Kundenstatus“ definiert sich für die Verwaltung „unabhängig von 
Nationalität, Alter und Geschlecht“ (Schedler/Proeller 2006, S. 67). Mit NPM soll 
nicht nur die Aufgabenerfüllung „stärker an den Bedürfnissen der Bevölkerung“ orien-
tiert und das Staatspersonal zu „Leistungssteigerungen“ motiviert werden (Lienhard 
u.a. 2005, S. 9; Herv. i.O). Verwaltungsleistungen sollen „wirksamer und zugleich [auch] 
günstiger erbracht“ werden (ebd.). Öffentliche Dienstleistungen, die ungenügend auf 
die vielfältige Bevölkerung ausgerichtet sind, verursachten gemäß der staatlichen Öff-
nungsprogrammatik Mehrkosten und Folgeprobleme (vgl. TAK 2009, S. 13). Um die 
Qualität und zugleich die Effizienz von Verwaltungshandeln zu erhöhen, soll der staat-
liche Sektor über Mitarbeitende mit entsprechenden fachlichen und interkulturellen 
Kompetenzen verfügen, welche mit den erwähnten Kommunikationssituationen umzu-
gehen wissen. Auch hier richtet sich der Fokus auf die „Dienstleistungsqualität“ 
(Schedler/Proeller 2006, S. 29), die mittels Rekrutierung von Mitarbeitenden mit Mig-
rationshintergrund und mit der Qualifizierung des Verwaltungspersonals verbessert 
werden soll: Zielgerechte mündliche und schriftliche Informationen zu Alltagsfragen, 
Dolmetscherdienste, Leitfäden zur besseren Verständigung sowie Weiterbildungen zur 
migrationsspezifischen Sensibilisierung und interkulturellen Kommunikation gewinnen 
an Bedeutung. Im Anschluss an neoinstitutionalistische Überlegungen erweist sich der 
hier rekonstruierte diskursive Zuschnitt der „Interkulturellen Öffnung der Verwaltung“ 
als hochgradig anschlussfähig an NPM- bzw. WOV-Programme, die auf den ersten 
Blick als widersprüchlich zu den ursprünglichen Forderungen der „Interkulturellen 
Öffnung“ erscheinen mögen – zielt doch die Öffnungsprogrammatik nicht auf günsti-
gere Verwaltungsleistungen und auch nicht auf eine Managerialisierung von Verwal-
tungsabläufen, die sich dadurch effizienter ausgestalten lassen. Die primären Ziele der 
„Interkulturellen Öffnung der Verwaltung“ werden dadurch marginalisiert (vgl. 
Kraatz/Block 2008; Oliver 1991). In institutional work wird das Konzept der „Interkul-
turellen Öffnung“ diskursiv so bearbeitet, dass es sich in die genannten Verwaltungsre-
formen einfügt und deren Ziele (wie Dienstleistungsorientierung, Wirksamkeit etc.) 
mitbedient. 

Diversity produktiv nutzen 

Die zweite Zielsetzung der „Interkulturellen Öffnung“ strebt eine personelle Zusam-
mensetzung der Verwaltungsdienste an, in der sich die Bevölkerungsvielfalt wider-
spiegelt (vgl. EKA 2005a, S. 6). Denn der Staat richtet sich heute an „alle Gesell-
schaftsmitglieder“, an „alle Einwohnerinnen und Einwohner“ und betont dabei die 
„Einheit in der Vielfalt“ (EKA 1999, S. 18). In diese breit angelegte integrationspolitische 
Strömung ordnet sich das Programm der „Interkulturellen Öffnung“ ein. Auf den ersten 
Blick scheint diese Öffnungsstrategie dem aus Großbritannien und den USA stammen-
den, von Kingsley (1944) bereits in den 1940er Jahren formulierten Konzept einer Re-
presentative Bureaucracy zu entsprechend. Als Demokratisierungsprojekt staatlicher 
Verwaltungen angelegt, folgt es Leitvorstellungen der Antidiskriminierung und sozia-
len Gerechtigkeit, um eine gleichberechtige Teilhabe von Minderheiten an der Regie-
rung und in der öffentlichen Verwaltung herzustellen (vgl. Dolan/Rosenbloom 2003; 
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Piñeiro 2011, S. 36f.). Die Anstellung von Mitarbeitenden „mit direktem Migrations-
hintergrund“ wird auch in der Schweiz  

„als eine der wirksamsten und kostengünstigsten Massnahmen zur Öffnung der Institutionen 
[propagiert ...]. Diese Menschen haben oftmals eine ‚Türöffner-Funktion‘ und tragen zur Nieder-
schwelligkeit der Angebote bei, ermöglichen interkulturelle Vermittlung nach Innen und nach 
Aussen und erhöhen die Qualität der Institution“ (TAK 2009, S. 14).  
 

Prägend für die Öffnung der Verwaltung erweist sich aber weniger das Modell der Re-
präsentativen Bürokratie als vielmehr das ebenfalls aus den USA stammende Konzept 
des Managing Diversity: 

„Im Kern beinhalten die Konzepte des ,Managing Diversity‘ und der ,Öffnung der Institutionen‘, 
dass Unternehmen und Behörden eine offene Haltung entwickeln, die es den Beschäftigten er-
laubt, ihre individuellen Erfahrungen und Befähigungen in Arbeitsprozesse einzubringen. Hete-
rogene Belegschaften werden dabei nicht als Defizit oder als zusätzliche Belastung gewertet, 
sondern als Chance und Potenzial für die Erbringung optimaler Leistungen gesehen. Dies war 
auch der Grund, weshalb dieses Konzept für Verwaltungen von Interesse war, als im Rahmen des 
,New Public Management‘ neue Ansätze der Arbeitsorganisation geprüft wurden“ (EKA 2005a, 3) 
 

Teil der Öffnungsprogrammatik bildet eine „ ,Managing Diversity‘-Strategie“ (EKM 
2011), mit der vermehrt Mitarbeitende „mit direktem Migrationshintergrund“ (TAK 
2009, S. 14) rekrutiert werden sollen. Es wird auch häufig mit der „Interkulturellen Öff-
nung“ gleichgesetzt (vgl. dazu EKA 2005a; TAK 2009, S. 18; PWC 2003; SRK 2004; 
Prodolliet 2005). Dabei rekurriert die im Schweizer Verwaltungskontext geführte Dis-
kussion vermehrt (und häufig auch implizit) auf Ansätze und Erfahrungen aus der Pri-
vatwirtschaft (vgl. EKA 2005b; EKM 2011; PWC 2003). Diversity Management wird 
als Konzept der Unternehmensführung rezipiert, das Vielfalt als einen produktiven 
Faktor für Unternehmenserfolge oder organisationale Performanz ansieht (vgl. Hand-
schuck/Schröer 2012, S. 51; Kelly/Dobbin 1998, S. 980). Im Mittelpunkt stehen Fragen 
zu einer „besseren Nutzung der Human Resources“, die letztlich auf eine „gesteigerte 
Produktivität“ abzielen (EKA 2005b). Demzufolge dient die gezielte Nutzung der Viel-
falt der Angestellten der Steigerung der Produktivität, Kreativität und Wettbewerbsfä-
higkeit von (öffentlichen) Unternehmen (vgl. Kelly/Dobbin 1998, S. 969 oder 975). 
Auch im öffentlichen Sektor bietet sich der „intelligente Einsatz“ personeller Ressour-
cen an, um mit einer Vielfalt von Kundinnen und Kunden „optimal umzugehen und 
diese Vielfalt mit einem gleichmässigen Qualitätsergebnis [...] zu meistern“ (EKA 
2005b; PWC 2003, S. 18). Bildet sich die Diversität des Marktes oder der Bevölkerung 
in der Struktur der Mitarbeiterschaft (von Privatunternehmen oder staatlichen Behör-
den) ab, so kann dies eine „bessere Erschliessung neuer [Verwaltungs- und] Markt-
segmente, höhere Absatzmöglichkeiten [oder die Effizienz des Verwaltungshandelns] 
und Imagegewinn“ begünstigen (EKA 2005b; vgl. Salzbrunn 2014, S. 116). Die von 
Affirmative Action-Programmen propagierte gezielte Unterstützung ethnischer Minder-
heiten wird im Diversity Management hingegen explizit abgelehnt. Solche Chancen-
gleichheits- und Gleichstellungsansätze operieren mit „positive[r] Diskriminierung“ 
und verhindern mit ihrer starren Quotenpolitik „wirtschaftliche Effizienz“ (EKA 2005a, 
S. 3; vgl. Salzbrunn 2014, S. 114ff.); überdies widersprechen sie dem liberalen Staatsver-
ständnis der Schweiz. Die mit der „Interkulturellen Öffnung“ verbundenen Forderungen 
nach einem chancengleichen Zugang zu staatlichen Arbeitsstellen oder Positionen und 
das damit einhergehende Ideal einer demokratisierten Verwaltung, in deren personeller 
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Zusammensetzung sich die Bevölkerungsvielfalt widerspiegelt (vgl. EKA 2005a, S. 6), 
wird mittels institutional work abgewehrt (Kraatz/Block 2008, S. 249f.). Damit ver-
schiebt sich der Fokus der integrationspolitisch propagierten Öffnungsprogrammatik – 
von den an Antidiskriminierung und Gleichbehandlung orientierten Chancengleichheits-
postulaten hin zu „utilitaristischen Überlegungen der Profit[- oder Wirkungs]maximie-
rung durch Ausschöpfen vielfältiger Potenziale“ (Salzbrunn 2014, S. 114). Wird die 
„Öffnung nach innen“ und damit die beschriebene Anforderung an Personalrekrutierung 
und Personalentwicklung betrachtet, werden die bereits benannten diskursiven Verschie-
bungen noch offensichtlicher: Orientierungspunkt ist nunmehr das aus der Wirtschaft 
stammende Konzept des „Diversity Managements“, das wiederum in einem Prozess von 
institutional work so zugeschnitten wird, dass es als Scharnier zwischen der in NPM und 
WOV zum Ausdruck gebrachten institutionellen Logik der Effizienz und Effektivität und 
der institutionellen Logik einer Anerkennung von „Vielfalt“ fungiert. 

Optimierung von Verwaltungsprozessen 

Die staatliche Verwaltung tritt Menschen mit Migrationshintergrund sowohl als Ar-
beitgeberin wie auch als Dienstleisterin entgegen. Je nach Rolle nimmt sie unterschied-
liche Akteurskonstruktionen vor: In ihrer Rolle als Dienstleisterin nimmt die Verwal-
tung Zugewanderte als eine Vielfalt von Kundinnen und Kunden(-bedürfnissen) und 
als Vielfalt von pragmatisch zu bewältigenden Situationen in den Blick. Hier organi-
siert die Verwaltung ihr Verhältnis zu den Zugewanderten nicht mehr vorrangig gemäß 
einer ethnisch-nationalstaatlichen Kategorisierung, die zwischen Einheimischen und 
Ausländerinnen bzw. Ausländern unterscheidet. Im Zeichen von Diversity und New 
Public Management nimmt sie eine Relativierung und Dezentrierung der diskursiven, 
ethno-nationalen politischen Figur ‚des Ausländers’ sowie der dualen Differenzierung 
von Einheimischen und Ausländerinnen und Ausländern vor:  

„Vielfalt definiert sich nicht ausschliesslich über nationale oder ethnische sowie sprachliche 
Herkunft, sondern ebenso über eine Vielzahl anderer sozialer Kategorien wie z.B. Alter, Ge-
schlecht, sexuelle Orientierung, körperliche und geistige ‘Behinderungen’, Religion und Lebens-
stil“ (SRK 2004, S. 8). 
 

Vielfalt definiert sich also nicht mehr vorrangig oder ausschließlich über die Kategorie 
der Ethnizität, mit Bezug auf Migration oder sprachliche Herkunft etwa, sondern über 
eine Vielzahl weiterer Differenzkategorien (vgl. Mayer/Vanderheiden 2014, S. 38f.). In 
der Perspektive des diversity-sensiblen NPM mutieren die Adressatinnen und Adressa-
ten der Verwaltung zu einer Vielfalt von Differenzmerkmalen, die auf den verwaltungs-
praktisch handhabbaren Kundenbegriff hin gebündelt werden. Analog dazu nimmt die 
öffentliche Verwaltung in ihrer Rolle als Arbeitgeberin Zugewanderte als Trägerinnen 
und Träger von interkulturellen Ressourcen und Qualifikationen, von spezifischem 
Wissen und interkulturellen Kompetenzen wahr:  

„Die zukünftigen integrationspolitischen Massnahmen orientieren sich am bisher wenig genütz-
ten Potential und an den Ressourcen der Zugewanderten (Mehrsprachigkeit, interkulturelle Er-
fahrungen und Kompetenzen, Befähigung zur Kulturvermittlung oder cultural broker, etc.)“ 
(anonymisiertes Verwaltungsdokument). Der chancengleiche Zugang zu Stellen oder Positionen 
in staatlichen und nichtstaatlichen Organisationen dient dazu, Migrantinnen und Migranten „in 
wirtschaftlicher, sozialer und kultureller Hinsicht voll“ zu nutzen (Bundesrat 2010, S. 21).  
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Der Fokus der Verwaltung liegt auf den produktiven Eigenschaften der Zugewander-
ten, die es als nutzbares Humankapital (vgl. Schedler/Proeller 2006, S. 245ff.; Piñeiro/ 
Koch/Pasche 2014, S. 377f.) zu einer Erhöhung der Dienstleistungsqualität für all ihre 
Kundinnen und Kunden einzusetzen gilt (PWC 2003). Statt Integration, Teilhabe, 
Gleichbehandlung bestimmter marginalisierter respektive diskriminierter Gruppen zu 
fördern, zielt das Management der Vielfalt in erster Linie auf eine bestmögliche Effizi-
enz von vielfältig zusammengesetzten Teams (EKM 2011; vgl. Kelly/Dobbin 1998). 
Und statt staatliche Dienste via interkultureller Öffnung primär demokratisieren zu 
wollen, wird das Diversity- und NPM-sensitive Personalmanagement als „Chance und 
Potential für die Erbringung optimaler Leistungen gesehen“ (EKA 2005a, S. 3; vgl. 
SRK 2004, S. 9 und 12; Angerer/Brand/Liberatore 2016). Damit bringt der analysierte 
Verwaltungsdiskurs das Konzept der „Interkulturellen Öffnung“ durch verschiedene 
diskursive Verschiebungen bzw. durch institutional work endgültig in Einklang mit der 
institutionellen Logik einer wirkungsorientierten Verwaltung. Die institutionelle Logik 
der Chancengleichheit, der Antidiskriminierung und des Abbaus von Zugangsbarrieren 
wird innerhalb des Verwaltungsdiskurses zur „Interkulturellen Öffnung“ marginalisiert 
und von ihr usurpiert (Kraatz/Block 2008; Oliver 1991), während die institutionelle 
Logik der effizienten, effektiven Verwaltung überhandnimmt. 

6 Resümee und Ausblick 

Die ursprünglich aus der ausländerpädagogischen Fachdebatte stammende Öffnungs-
programmatik ordnet sich im öffentlichen Sektor in einen breiter angelegten Verwal-
tungsreformprozess ein. Dieser zielt ebenfalls auf eine „Öffnung der Verwaltung“: 
Von einer Kritik an das bislang „selbstreferenzielle System der Verwaltung“ (Sched-
ler/Proeller 2006, S. 67; vgl. Villeneuve 2013, S. 387ff.) ausgehend, sollen öffentliche 
Behörden und Dienste nicht mehr allein an selbstbestimmten bürokratischen Vorga-
ben gemessen werden. Vielmehr soll die Verwaltung „responsiver“ werden (Schedler 
2007, S. 266) und sich an den Bedürfnissen und Anliegen ihrer Adressatinnen und 
Adressaten ausrichten, die nunmehr als vielfältige Kundschaft rationalisiert werden. 
Offenheit meint in diesem Sinne die Möglichkeit, „besondere Erwartungen oder Be-
dürfnisse zum Ausdruck bringen zu dürfen, und die Flexibilität der Organisation, ggf. 
auf solche Anfragen einzugehen, wenn diese berechtigt sind“ (Emery 2016, S. 177). 
Hier zeigt sich explizit, wie sich der Diskurs zu NPM exakt der gleichen programma-
tischen Figur, nämlich der „Öffnung“, bedient wie das reformpädagogische Konzept 
der „Interkulturellen Öffnung der Institutionen“. Unsere genealogische Diskursanaly-
se zeigt, wie die öffentliche Verwaltung auf die institutionelle Logik der „Interkultu-
rellen Öffnung” reagiert, wie bestimmte Anforderungen und Zielsetzungen der integ-
rationspolitischen Öffnungsprogrammatik marginalisiert oder abgewehrt werden, um 
daraus resultierende potentielle Widersprüche zu einem managerialen Öffnungsver-
ständnis und zu einer modernen Verwaltungsführung (NPM, WOV) ausbalancieren zu 
können. Vor dem Hintergrund des „institutional work“-Ansatzes (Lawrence/Suddaby 
2006; vgl. Kapitel 3) wird deutlich, wie die integrationspolitisch zugespitzten Zielset-
zungen (Rahmenbedingungen für die Chancengleichheit) einer „Interkulturellen Öff-
nung“ mit Blick auf die eigene, verwaltungsinterne Aufgabenerfüllung und auf den 
spezifischen Arbeitskontext reinterpretiert und im Verwaltungsdiskurs zur „Interkultu-
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rellen Öffnung“ auf einen unternehmerischen Verwaltungsvollzug hin transformiert 
werden.  

Der operative Staat inszeniert sich primär einmal als kundenorientierte Dienstleis-
tungsverwaltung, die sich durch eine hohe Selbstreflexivität und Strategien einer 
markt- oder wettbewerbsförmigen Selbstmobilisierung auszeichnet (vgl. Piñeiro/Koch/ 
Pasche 2014). Nicht die integrationspolitischen Ideale einer chancengleichen Teilhabe, 
einer Gleichbehandlung und Anerkennung der Mitbürgerschaft von Ausländerinnen 
oder Migranten strukturieren die institutionelle Logik der „Interkulturellen Öffnung“ 
der Verwaltung. Im Kern geht es auch nicht um die Zufriedenheit der Bürgerinnen und 
Bürger. Als NPM/WOV- und als Diversity Management-Programm zielt die „Interkul-
turelle Öffnung“ auf Effizienz und „organizational effectiveness“ (Kelly/Dobbin 1998, 
S. 973).  Was die Representative Bureaucracy mit Blick auf Minderheiten als Affirma-
tive Action politisierte, taucht hier als pragmatisch-unternehmerisches Effizienzkalkül 
auf, um jene konkreten Herausforderungen im Verwaltungsalltag besser bewältigen zu 
können, die sich mit einer ausländischen, migrantischen oder „vielfältigen“ Kundschaft 
stellen (vgl. Pasche/Piñeiro/Koch 2014). Die Verwaltung lässt aus der „Interkulturellen 
Öffnung“ ein Verwaltungsmanagementprogramm (vgl. Lienhard u.a. 2005, S. 36) wer-
den, um primär einmal Verwaltungsprozesse reibungsloser, effektiver und effizienter 
zu gestalten (vgl. Angerer/Brand/Liberatore 2016, S. 148f.).  

Programmatische Positionen wie die „Interkulturelle Öffnung“ können also auf sehr 
unterschiedliche Weise Eingang in die Verwaltungspraxis finden. Unsere Untersuchung 
zeigt, dass die Verwaltung sich kaum an der integrationspolitischen Öffnungsprogram-
matik ausrichtet und keine entsprechenden Adaptionsleistungen vornimmt. Vielmehr 
wird die institutionelle Logik an die eigene vorherrschende organisationale Rationalität 
angepasst. Damit erweist sich die öffentliche Verwaltung als äußerst robust gegenüber 
Anforderungen aus ihrer Umwelt, auch wenn sie institutionelle Logiken nicht gleich ab-
wehrt oder explizit verwirft. Viel effizienter scheint ein institutional work zu sein, das er-
laubt, die „Interkulturelle Öffnung“ mit Blick auf eine manageriale „Öffnung der Verwal-
tung“ anschlussfähig werden zu lassen. Wenn die Eidgenössische Ausländerkommission 
(EKA 2005b; Herv. i.O.) also schreibt, es sei „vor allem prioritär“, „dass überhaupt sol-
che Prozesse eingeleitet werden“, dann darf dabei nicht übersehen werden, dass diskursi-
ve Verschiebungen (institutional work) die ursprüngliche Programmatik einer „Interkul-
turellen Öffnung“ substantiell aushöhlten. Auf Michael Lipsky (1980) bezugnehmend 
ließe sich weiter folgern, dass nicht nur Street-Level Bureaucrats Policy Makers sind, 
sondern Policy Making auch auf Ebene einer diskursiven Praxis stattfindet. Künftige For-
schung zu institutionellen Logiken und institutional work sollte eben diesen diskursiven 
Praktiken und Arrangements vermehrt Beachtung schenken. Interessant wäre zudem, in 
eine solche Untersuchung noch weitere Kantone bzw. Bundesländer sowie weitere 
Kommunen einzubeziehen und damit auch kontrastierend vorgehen zu können. Denn der 
Datenkorpus unserer Studie war eher klein und ließ es nicht zu, Kantone respektive 
Kommunen miteinander zu vergleichen. Auch könnte es ergiebig sein, gezielt nach wei-
teren organisationalen Strategien im Umgang mit institutioneller Komplexität zu suchen, 
um so das Spektrum an möglichen bzw. tatsächlichen Umgangsweisen zu erweitern. 
Schließlich könnte es aufschlussreich sein, breiter und detaillierter genealogisch zu re-
konstruieren, wie das Konzept der „Interkulturellen Öffnung“ von der Ausländerpädago-
gik in den staatlichen Diskurs gelangte, welche diskursiven Entwicklungen sich in wel-
chen Zeiträumen ereigneten und welche Akteure maßgeblich daran beteiligt waren.  
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Anmerkungen 

1 Die hier vorgestellte genealogische Analyse des Schweizer Verwaltungsdiskurses zur „Interkulturellen 
Öffnung“ ist Teil eines Forschungsprojekts, das vom Schweizerischen Nationalfonds zur Förderung 
der Forschung (SNF) finanziert wurde und von 2014 bis 2016 durchgeführt wurde. Im Projekt 
„ ,Interkulturelle Öffnung der Institutionen‘. Herkunftsbezogene Differenz in der Schweizer Street-
Level Bureaucracy“ (Nr. 146029) wurden aufbauend auf diese in einem ersten Schritt durchgeführte 
Diskursanalyse auch ethnographische Fallstudien bei einer mittelstädtischen Polizei sowie in einem 
Jugendamt durchgeführt, mit der Frage, welche Formen von „Un/Doing ethnicity“ sich in diesen Ein-
richtungen der eingreifenden Street-Level Bureaucracy finden (vgl. Piñeiro/Koch/Pasche 2017). 

2 Einzelne Behörden auf Ebene der kantonalen und kommunalen respektive städtischen Verwaltung 
können aus Anonymitätsgründen nicht genannt werden. 

3 Siehe Fußnote 2. 
4 Dabei handelt es sich um die heutige Eidgenössische Kommission für Migrationsfragen (EKM). 
5 Zitate auf Ebene der kantonalen und kommunalen respektive städtischen Verwaltung werden aus Ano-

nymitätsgründen nicht referenziert.  
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